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1
Familie im Zentrum,
Gleichstellung am Rand? 

Seit einigen Jahren erlebt Deutschland eine
neue und breite Aufmerksamkeit für Fami-
lienpolitik. Thematisch beschränkt sie sich
nicht länger auf den klassischen Kanon 
einer weitreichenden Familienförderung
durch eine breite Palette finanzieller Trans-
ferleistungen, vereinzelte, eher unkoordi-
nierte Maßnahmen sowie Appelle zu feier-
lichen Anlässen. Auch die Akteursebene
von Bund, Wohlfahrtsverbänden und Kir-
chen wird erweitert: Repräsentanten aus
Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft auf
den Ebenen von Bund, Ländern und Kom-
munen beteiligen sich in breiter Allianz.
Fast noch erstaunlicher ist jedoch, dass
Themen, die seit 30 Jahren auf der Agenda
einer emanzipatorischen Familienpoli-
tikforschung stehen (Jurczyk 1976), derzeit
Eingang in den Mainstream der bundespo-
litischen Familienpolitik finden.Was ist ge-
schehen, dass die Familienpolitik vom
Rand ins Zentrum der politischen Debat-
ten rückt, vom „weichen“ zum „harten“
politischen Thema avanciert – ganz im Ge-
gensatz zur Gleichstellung der Geschlech-
ter? Denn Themen wie Lohnungleichheit
oder Gewalt in der Ehe taugen längst nicht
mehr für Schlagzeilen.

2
Umgewichtungen und 
Hintergründe

Der Auslöser ist schlicht. Nicht das Ziel ei-
ner feministischen Familienpolitik treibt

im Zuge einer übergreifenden Weiterent-
wicklung der Moderne hin zur späten 
Moderne (Beck 1986) die scheinbar natür-
liche Selbstverständlichkeit dieser Verhält-
nisse nicht nur ins Rutschen geraten, son-
dern im doppelten Wortsinn reflexiv ge-
worden. Familie wird einschließlich ihrer
lange inhärenten traditionellen Geschlech-
terverhältnisse von der „Naturressource“
zur alltäglichen und biografischen Herstel-
lungsleistung (Jurczyk/Schier 2007), die
permanenter bewusster Gestaltung bedarf.
Ein solches „Doing Family“ ist eine keines-
falls selbstverständliche, sondern zuneh-
mend voraussetzungsvolle Aktivität derje-
nigen Frauen, Männer, Kinder, Jugendli-
chen, die in Familien leben und sich dabei
stets mit den gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen auseinandersetzen müssen. Sie
ist – neben ihrer emotionalen Bedeutung –
auch ein Stück Arbeit, das Ressourcen bin-
det. Dies bedeutet auch eine späte gesell-
schaftliche Anerkennung der Relevanz des
Theorems der Frauen- und Geschlechter-
forschung zum Zusammenhang von gesell-
schaftlicher und individueller Reproduk-
tion (Becker-Schmid 2004). Neu ist, dass
Hausarbeit, reproduktive Arbeit, Fürsorge-
arbeit und damit Familie aus ihrer Un-
sichtbarkeit heraustreten und in ihren un-
verzichtbaren, aber mittlerweile erodieren-
den Leistungen für die Gesellschaft expli-
ziert werden.

Ansätze zu einer emanzipatorischen 
Familienpolitik: Der Siebte Familienbericht

Karin Jurczyk

Familienpolitik wird derzeit vom weichen zum harten politischen Thema. Dies ist vor allem auf die vielfältigen Konsequenzen des 
demografischen Wandels zurückzuführen. Die Gleichstellungspolitik führt hingegen ein Schattendasein. Der Siebte Familienbericht
der Bundesregierung, der als zentrales Dokument der aktuellen Familienpolitik gelesen werden kann, versucht, eine Brücke zwischen
den Politikbereichen zu schlagen. Er argumentiert, dass Familienpolitik die Geschlechterfrage nicht überspringen kann. Die Schnitt-
mengen zwischen einer modernisierten Familienpolitik und Gleichstellungspolitik sind groß, machen aber eine eigenständige Gleich-
stellungspolitik mitnichten überflüssig.

zum Umdenken. Alarmierend wirkt viel-
mehr der Geburtenrückgang, der Themen
wie Ganztagsbetreuung, eine Umdefinition
der „guten“ Mutter sowie auch die Beteili-
gung von Vätern an der Kinderbetreuung
durch das Novum der „Vätermonate“ end-
lich hoffähig werden lässt. Die Debatte wird
begleitet von vielfältigen, mehr oder weni-
ger lauten, medial aufbereiteten Krisen-
szenarien rund um Familie. Bedenkt man
jedoch, dass die Geburtenrate in Deutsch-
land bereits seit den 1970er Jahren bei 1,3
bis 1,4 Kindern pro Frau liegt (Klein 2005,
S. 62f.), so müssen umfassendere Konse-
quenzen der schrumpfenden Bevölkerung
zur politischen Bewusstwerdung beigetra-
gen haben. Zu ihnen gehören: der sich ab-
zeichnende Mangel an qualifizierten Ar-
beitskräften, die begrenzten Möglichkei-
ten, diesen Mangel – ohne drastische Än-
derungen in der Einwanderungs- und
Integrationspolitik – durch ausländische
Arbeitskräfte zu kompensieren, die Gleich-
zeitigkeit von Geburtenrückgang und deut-
lich zunehmender Lebenserwartung, die
eine umfassende Neu-Konstruktion der so-
zialen Sicherungssysteme erfordert; aber
auch die Folgen streitbarerer Geschlechter-
verhältnisse, die das Beziehungs- und Hei-
ratsverhalten von Frauen ändern, die Ent-
leerung von Regionen und die sozialräum-
lichen wie auch infrastrukturellen Folgen,
wenn sich Generationenverhältnisse ver-
schieben (Kaufmann 2005). Hinter dem
scheinbar konservativen Ruf nach mehr
Kindern steht folglich die Erkenntnis, dass
sich ändernde familiale, geschlechterbezo-
gene und generative Verhältnisse – die al-
lerdings durchaus selber bereits zum Ge-
genstand diskursiver Auseinandersetzun-
gen werden (Hondrich 2006; Auth/Hol-
land-Cunz 2007) – Auswirkungen für die
Gesellschaft als Ganze haben. Mithin ist 
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Mit dem Ansatz der Familienrhetorik
(Lange et al. 2000) werden die vielfältigen
Diskurse um Familie rekonstruierbar und
interpretierbar. Angesichts der Verände-
rungsprozesse ringen unterschiedliche Ak-
teure um diagnostische und normative De-
finitionen dessen, was Familie ist, was und
wie sie sein soll. Entscheidend in diesem
Kampf um Definitionsmacht ist für eine
emanzipatorische Familienpolitik, Familie
als historisch und kulturell wandelbares
System persönlicher fürsorgeorientierter
Generationen- und Geschlechterbeziehun-
gen zu betrachten, das sich zudem immer
wieder hinsichtlich seiner Zusammenset-
zung, Leistungen und Bedeutung für seine
Mitglieder und für die Gesellschaft verän-
dert. Stellt man private fürsorgliche Bezie-
hungen zwischen Generationen und Ge-
schlechtern in den Mittelpunkt des Fami-
lienbegriffs, so wird zum einen die Vielfalt
weit über die Normalfamilie hinaus sicht-
bar (convergence to diversity). Zum ande-
ren erscheint die historisch gewachsene
Konnotation mit traditionellen Geschlech-
terrollen als auflösbar und damit als Ge-
staltungsaufgabe von Politik. Aus derarti-
gen historisch-prozessualen Interpretatio-
nen von Familie ergeben sich Begründun-
gen für eine Familienpolitik, die egalitäre
Geschlechterverhältnisse fördert und auf
entsprechend gendersensible Unterstüt-
zungsleistungen für Familien bzw. deren
Unterlassung setzt.

In diese Richtung lässt sich der Sieb-
te Familienbericht der Bundesregierung
(BMFSFJ 2006) interpretieren: Er ist ein
Ansatzpunkt für ein familienpolitisches
Konzept, das versucht, die Gleichstellung
der Geschlechter systematisch zu integrie-
ren und hierfür einige zentrale Bausteine
benennt. Diese Konzeptualisierung entlang
eines Leitgedankens ist bereits ein Novum;
erst Recht die Orientierung an Geschlech-
terfragen. In diesem Sinn bricht der Bericht
mit der Praxis, Familien- und Gleichstel-
lungspolitik einander gegenüber zu stellen,
sondern trägt zu ihrer partiellen Integra-
tion bei. Dieser Ansatz soll im Folgenden
nachvollzogen (Abschnitt 3), um vorge-
schlagene politische Szenarien ergänzt
(Abschnitt 4) sowie abschließend auf seine
Grenzen hin (Abschnitt 5) diskutiert wer-
den.

3
Konzeptuelle Bausteine des
Siebten Familienberichts

3.1 ECKPUNKTE

Familienberichte werden seit 1965 im Auf-
trag des Bundestages regelmäßig, d.h. min-
destens in jeder zweiten Legislaturperiode,
erstellt. Verantwortlich ist eine bis zu sie-
benköpfige Sachverständigenkommission,
die vom Bundesfamilienministerium ein-
gesetzt und durch eine Geschäftsführung
im Deutschen Jugendinstitut e. V. unter-
stützt wird. Den Familienberichten wird ei-
ne Stellungnahme der Bundesregierung
angefügt. Sie dienen nicht nur der Poli-
tikberatung, wie ursprünglich mit dem
Auftrag zur Berichterstattung intendiert,
sondern strahlen mittlerweile stark auf die
öffentliche und fachpolitische Diskussion
zu Familien aus.

Die „Zukunft von Familie“ war das 
Leitthema des Siebten Familienberichtes
(BMFSJ 2006). Damit rückten die Identifi-
kation von Problemfeldern, ihre inner- und
außerfamilialen Dynamiken, einschließ-
lich des säkularen Trends des Geburten-
rückgangs, in den Mittelpunkt. Sie wurden
– nicht zuletzt aufgrund der Zusammen-
setzung der Kommission – anhand der
Eckpunkte Ökonomie, Fürsorge und Ge-
schlechterpartizipation akzentuiert. Un-
weigerlich führte die Entscheidung, erst-
mals systematisch europäische Erfahrun-
gen einzubeziehen (ebd., Kap. II), dazu,
den Zusammenhang zwischen der Moder-
nität der Geschlechterverhältnisse und der
der Familienpolitiken in Europa sichtbar
zu machen. Die sehr unterschiedlichen 
Pfade von Familienpolitik in Dänemark,
Frankreich, Vereinigtem Königreich, Nie-
derlanden und Deutschland haben klar ge-
zeigt, dass sich eine hohe Frauenerwerbs-
tätigkeit, gute und ausreichende Kinderbe-
treuung mit einer höheren Geburtenrate
verbinden lassen. Eine integrierte Analyse
der Geschlechterverhältnisse durchzieht
den Bericht in vielen Kapiteln wie ein ro-
ter Faden. Denn ohne diese ließen sich we-
der der Wandel von Familie und die
„Knappheit“ von Fürsorge als Ressource
(ebd. Kap. III), die veränderten Dynami-
ken im innerfamilialen Beziehungsgesche-
hen (ebd. Kap. IV) noch die Probleme der
Zeitorganisation (ebd., Kap. VI) hinrei-
chend erklären.

Zentrale Einsicht ist ein Modernisie-
rungsdefizit der Familienpolitik in Deutsch-
land mit fatalen Folgen: Die Beibehaltung
traditionell gerahmter Geschlechterver-
hältnisse führt bei sich gleichzeitig verän-
dernden gesellschaftlichen Bedingungen
zu erheblichen Problemen im Familien-
leben und verhindert nicht zuletzt auch die
Realisierung von Kinderwünschen. Aller-
dings standen die Themen „Kinderwunsch“
und „Erhöhung der Geburtenrate“ weder
analytisch noch politisch im Zentrum des
Berichtes. Die Forschung desillusioniert
ohnehin die Vorstellung simpler Stell-
schrauben oder Blaupausen für eine gebur-
tenfördernde Politik, die sich ohne Weite-
res von einem Land auf das andere über-
tragen ließen (Björklund 2007; McDonald
2000). Der Bericht argumentiert deshalb
eher in die Richtung, dass strukturelle Hin-
dernisse für ein menschlich befriedigendes,
geschlechtergerechtes und gesellschaftlich
funktionales Familienleben ausgeräumt
und Gelegenheitsstrukturen für Sozialisa-
tion, Fürsorge und Reproduktion geschaf-
fen werden sollten, was ggf. die Geburten-
raten mittelbar beeinflussen kann.

3.2 ARGUMENTATIONSFIGUREN

Die Analysen des Familienberichts sind
multifaktoriell. Folgende, eng zusammen-
hängende gleichstellungsrelevante Aspekte
lassen sich hieraus zu Argumentationsfigu-
ren bündeln:

TEILHABE BEIDER GESCHLECHTER

Erstens wird die alltägliche und biografi-
sche Teilhabe beider Geschlechter an Für-
sorgebeziehungen und weiteren gesell-
schaftlichen Bereichen – allen voran am 
Erwerbsbereich – als Integrationsmodell in
Gesellschaft entwickelt. Dies basiert weder
auf einem voluntaristischen noch einem
moralischen Ansatz, sondern auf einem
Verständnis demokratischer Praxis von
Bürgerrechten als Teilhaberechte und 
-pflichten für alle (Tronto 2000). Das auf
Erwerbsarbeit reduzierte „adult-worker-
model“ wird erweitert um verlässliche Für-
sorgeleistungen im Lebenszusammenhang
und Lebensverlauf. Dies geschieht nicht nur
mit Blick auf die Wünsche vieler Frauen
und Männer nach einem solchen Lebens-
modell (Cornelißen 2006), sondern auch,
um die Armutsgefahr für Frauen und Kin-
der in einer sich verändernden Erwerbsge-
sellschaft zu verringern (Meier et al. 2003).
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FAMILIE ALS NETZWERK

Zweitens wird Familie als multilokales
Netzwerk gesehen. Will man heutige und
zukünftige Familien angemessen verste-
hen, so ist nicht nur die gängige Konnota-
tion von Familie mit Ehe und traditionel-
len Geschlechterrollen aufzulösen, sondern
auch diejenige, die Familie mit Haushalt
gleichsetzt (Bien/Marbach 2003). Multilo-
kale familiale Fürsorgebeziehungen umfas-
sen mehr als Eltern und ihre kleinen Kin-
der. Sie berücksichtigen auch die Fürsorge
erwachsener Kinder für ihre alten Eltern
und weitere Verwandte. Familie ist nicht an
das gemeinsame tägliche Leben in einem
Haushalt gebunden. Sie ist als Lebens- und
Lernzusammenhang ein Netzwerk emoti-
onsbasierter, persönlicher Austauschbezie-
hungen, die nicht einfach als vorhanden
vorausgesetzt werden können.

SOZIALHISTORISCHER KONTEXT

Der Bericht ordnet drittens den Wandel
von Familien sozialhistorisch ein: Mit dem
Übergang vom fordistischen zum soge-
nannten postfordistischen Gesellschafts-
modell, mit der Erweiterung nationaler zu
globalen Ökonomien, einschließlich der
zeitlichen und räumlichen Flexibilisierung
der Erwerbswelt sowie wachsender berufs-
biografischer Diskontinuitäten, brechen
arbeitsteilige Strukturen zwischen Produk-
tions- und Reproduktionssphäre wie auch
zwischen den Geschlechtern auf, wenn-
gleich Deutschland im Vergleich nach wie
vor den höchsten Anteil nicht erwerbstäti-
ger Mütter aufweist (Eichhorst et al. 2007)
und Frauen nach wie vor den größten Teil
familialer Arbeit leisten. Reibungsverluste
für Familien entstehen zusätzlich durch
Ungleichzeitigkeiten: Die Kontextinstitu-
tionen von Familie – Kindergarten und
Schule, Behörden und Geschäfte, Firmen,
Städtebau und Verkehrswesen – sind noch
immer mehrheitlich an fordistisch organi-
sierten Geschlechterverhältnissen ausge-
richtet. Dies führt zu ambivalenten Ent-
grenzungsprozessen zwischen den Sphären
Familie und Erwerbswelt, die überwiegend
von Frauen ausbalanciert werden müssen
(Jurczyk et al. 2005).

LEBENSVERLAUFSPERSPEKTIVE

Viertens steht die Lebensverlaufsperspekti-
ve im doppelten Sinn im Zentrum: als dy-
namische Veränderung von Familie in

ihrem Verlauf sowie als Lebenslaufregime
in seiner Bedeutung für Geschlechter- und
Familienverhältnisse. Diese manifesten
und latenten Strukturierungen der biogra-
fischen Zeit bestimmen heute die linear ge-
dachte Lebensablauflogik mit der Abfolge
von Herkunftsfamilie, Bildung, Familie für
Frauen, Erwerbsarbeit und Verrentung so-
wie parallel angelegte Lebensbereichspro-
gramme entlang traditioneller Geschlech-
terrollen (Krüger 2005, 2006). Deutschland
verfügt aufgrund seiner sehr spezifischen
Institutionenpraktiken über ein im Ver-
gleich zu anderen modernen Gesellschaf-
ten hart gerahmtes Lebenslaufregime, in
dem Entscheidungen schwer rückgängig zu
machen sind. Geschlechtlich konnotierte
Lebenslaufregime sind in Strukturen (Aus-
bildungsverordnungen, Karrierepfade, Ar-
beitszeitmodelle) wie in individuellen
Selbstkonzepten verankert. Nach wie vor
internalisieren Männer eine Ernährerrolle,
die kontinuierliche Vollzeitarbeit impli-
ziert. Das in Lebensläufen beider Ge-
schlechter verankerte Vollernährermodell
hat jedoch keine Zukunft. Denn es brö-
ckeln seine wichtigsten Voraussetzungen:
die hohe Erwerbssicherheit von Männern
als Basis für die Rolle des Familienernäh-
rers und die Beschränkung von Frauen auf
die Hausfrauen- bzw. Zuverdienerrolle. Be-
fristete und andere prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse nehmen zu, Arbeits-
marktsegmente verschieben sich in Rich-
tung weiblich konnotiertes Sozial- und Ge-
sundheitswesen, gleichzeitig konkurrieren
zunehmend hoch qualifizierte Frauen mit
Männern um die gleichen Arbeitsplätze.
Lebenslaufregime stimmen nur noch be-
dingt mit den realen Verhältnissen und den
Wünschen überein: Berufliche und private
Lebensverläufe werden von Linien zu
„Mäandern“ und „Jo-Jos“ mit multiplen
Erwerbs-, Elternschafts- und Partner-
schaftsphasen (Stauber/du Bois-Reymond
2006). Auf diesem Hintergrund verschie-
ben sich Heiratsdatum und Erstgeburt im-
mer weiter nach hinten im Lebensverlauf.
Die verdichtete Lebensphase zwischen En-
de 20 und Mitte 40 wird zur sogenannten
rushhour of life, in der gesellschaftliche 
Integrationsaufgaben von Fürsorge sowie
Erwerb gleichzeitig erbracht werden müs-
sen. Dies wird als ein entscheidender
Grund für die Aufschiebung und oft Nicht-
Realisierung von Kinderwünschen angese-
hen.Auch wenn die jüngere Generation ih-
re „neue“ flexible Erwerbssituation nicht
so negativ beurteilt wie die eher sicher-

heitsgewohnte Generation davor, zeigen
sich doch europaweit Grenzen der Verar-
beitung  beruflicher und ökonomischer
Unsicherheit sowie geforderter Flexibilität
und Mobilität. Insbesondere bei Männern
führen die strukturellen Erschwernisse, die
männliche Ernährerrolle zu erfüllen, selte-
ner zu innovativen Rollenmodifikationen
und häufiger zu einer Verweigerung von El-
ternschaft (Mills/Blossfeld 2003; Tölke
2004).

ZEITORGANISATION

Fünftens wird die Zeitorganisation von Fa-
milien als wichtige Gestaltungsebene erst-
mals in einem Familienbericht näher be-
leuchtet. Ausgehend davon, dass Familie
zeitlichen Eigenlogiken folgt und für ihre
Konstituierung sowie die Aufrechterhal-
tung von Beziehung und Fürsorge Zeit
braucht, Verfügung über Eigenzeit also ei-
ne entscheidende Ressource ist, wird offen-
sichtlich, dass nicht selbstbestimmbare fle-
xible Arbeitszeiten verbindliche Beziehun-
gen und verlässliche Fürsorgeleistungen er-
schweren. Denn in Familien treffen die
unterschiedlichen inneren und äußeren
Taktgeber der einzelnen Mitglieder oft
konflikthaft aufeinander. Insbesondere die
Erwerbsarbeitszeit dominiert die Familien-
zeit, umso mehr, wenn zwei Elternteile ar-
beiten. Der Wandel zur flexiblen Dienst-
leistungsgesellschaft wird als ambivalente
Chance auch für neue Geschlechterverhält-
nisse gesehen, die im Interesse einer ge-
schlechtergerechten Familie dringenden
Gestaltungsbedarf aufwirft.

GESELLSCHAFTLICHE INSTITUTIONEN

Sechstens ist Familie stets im Kontext ge-
sellschaftlicher Institutionen zu sehen. Sie
ist zwar Akteur mit eigenen Leistungen,
Ressourcen und Handlungspotenzialen 
an den Schnittstellen zwischen Privatheit
und dem Institutionengeflecht verschiede-
ner Öffentlichkeiten, insbesondere auch
eingebunden in den sozialen Nahbereich
und Nachbarschaft. Durch diese Einge-
bundenheit ist sie aber angewiesen auf die
Leistungen, Berücksichtigung und Aner-
kennung der mit ihr verknüpften gesell-
schaftlichen Teilsysteme, die unter postfor-
distischen Bedingungen immer weniger
zusammenpassen. Auch hier geht es also
um die Abstimmung zwischen diversen
Umweltkontexten auf die Bedarfe von Fa-
milien.
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LEBENSLAUF

Im Zentrum steht das Aufbrechen des 
traditionellen, dreiphasigen Lebenslaufs
(Kind/Arbeitsmarkt- bzw. Familienteil-
habe/Rente). Die anvisierte „Entzerrung
des Lebenslaufs“ bedeutet zum einen, die –
vor allem durch tradierte Ausbildungs-, Be-
rufs- und Arbeitsmarktstrukturen – jetzt
enorm verdichtete sogenannte „Rushhour
of Life“, d.h. die Gleichzeitigkeit von Fami-
liengründung und beruflicher Etablierung,
zu entdichten. Zum Zweiten müssen Mög-
lichkeiten gefunden werden, um (üblicher-
weise im späteren Familienverlauf) die Ver-
sorgung der Elterngeneration mit eigener
Berufstätigkeit vereinbaren zu können.
Hierfür steht das Stichwort „Optionszei-
tenmodell“. Es bedeutet, die Erwerbsarbeit
für andere, gesellschaftlich wichtige Care-
und andere Teilhabeaufgaben unterbre-
chen zu können. Angeregt durch die nie-
derländische Lebenslaufregelung (DGFZP
2005; Klammer 2006) werden als Finanzie-
rungsmodell Ziehungsrechte aus der Ren-
tenanwartschaft vorgeschlagen. Die Ren-
tenanwartschaft wäre nicht mehr in einem
Stück 45 Jahre lang zu erbringen, aus ihr
könnten zeitlich vorgezogen „Anteile“ ent-
nommen werden. Die Weiterentwicklung
solcher Modelle steht an, ohne dabei je-
doch die Probleme gerade aus der Gender-
Perspektive zu vernachlässigen (Klammer
2006). Das bedeutet unter anderem: Das
Anrecht auf Optionszeiten, die wahlweise
für Aufgaben der Pflege von Kindern und
Angehörigen, aber auch für soziale Tätig-
keiten oder Weiterbildung genommen wer-
den können, muss geschlechtsneutral for-
muliert und gestaltet sein. Solche Options-
zeiten würden ihre logische Entsprechung
etwa in modularisierten Ausbildungsgän-
gen finden. Durch Optionszeiten werden
Unterbrechungen im Lebenslauf normali-
siert und neue Verknüpfungen von Tätig-
keitsbereichen über die ganze Lebensspan-
ne hinweg möglich. Dies trägt nicht zuletzt
der längeren Lebenserwartung Rechnung,
die „gewonnenen Jahre“ können anders ge-
nutzt werden.

Ein zweites Lebenslaufmodell, das „Be-
rufsanreicherungsmodell“, richtet sich auf
die Restrukturierung von Berufsverläufen.
Über neue Verknüpfungen von Erstausbil-
dung, Optionszeiten und Erwerbsunter-
brechungen sowie per Anrechnungsmög-
lichkeiten von Berufsausbildungen und
Umstiegsausbildungen sollen neue Berufs-
wege eröffnet werden. Insbesondere auf

4.1 SZENARIO ZEIT 

Ohne gemeinsame Alltagszeit und mitein-
ander verschränkbare Lebensläufe können
Familien sich weder konstituieren noch als
solche leben noch ihre Leistungen erbrin-
gen. Zeitstrukturen der Gesellschaft sind
auf die Institution Familie auszurichten –
und nicht umgekehrt.

ALLTAGSZEIT

Im Focus steht eine Arbeitszeitpolitik, die
die Zeitbedarfe der Familien und ihrer Mit-
glieder ernst nimmt und Flexibilität auch
im Interesse von Familien interpretiert. Die
große Diskrepanz zwischen Arbeitszeitrea-
lität und Arbeitszeitwünschen gilt es zu
schließen (Klenner 2007; Holst 2007). Im
Einzelnen geht es um passgenaue und diffe-
renzierte Angebote im Sinne eines family-
diversity-managements, um die Ermögli-
chung von Vielfalt in einem definierten
Rahmen von Arbeitszeitoptionen, um dy-
namische Anpassungen im Familienverlauf,
um die Einbindung der gesamten Beleg-
schaft und die Ermöglichung von Partizi-
pation sowie nicht zuletzt um eine kontrol-
lierte Flexibilität (BMFSFJ 2006, S. 272ff.).
Viele dieser Elemente sind seit Langem in
der Diskussion. Es gilt nun, von vereinzelter
guter Praxis zu Regelstrukturen und -ver-
fahren in Unternehmen zu kommen und
sie mit entsprechenden Unternehmenskul-
turen zu stützen. Hinzuzufügen wäre, ange-
sichts zunehmender Streßphänomene, eine
stärkere Beachtung einer gesundheitserhal-
tenden Familienpolitik in Betrieben, um die
Herstellungsleistungen von Familie nicht
weiter zu gefährden (Schier/Lange 2007).

Eine solche Arbeitszeitpolitik wird in-
tegriert in eine lokale Zeitpolitik, denn die
Zeitraumpfade von Frauen und Männern
sind nach wie vor extrem unterschiedlich,
auf das fordistische Modell der allzeitver-
fügbaren Hausfrau und Mutter kann aber
nicht mehr selbstverständlich zurückge-
griffen werden. Hier bedarf es einer koor-
dinierten Vernetzung der örtlichen Infra-
strukturen und insbesondere einer gezielten
Abstimmung der öffentlichen Taktgeber
Schule und Kindergarten mit Betrieben, ei-
ner Optimierung von Wegezeiten sowie
wiederum der Partizipation der Betroffe-
nen. Die Zielsetzung ist Zeitwohlstand für
Familien und ihre Mitglieder. Instrumente
hierfür sind Zeitbüros und Mobilitätspak-
te, die lokale Zeitanbieter und -nachfrager
aufeinander abstimmen.

ZWISCHENFAZIT

Die analytischen Eckpunkte des Berichtes
zeigen, dass es dringliche Gründe für eine
Modernisierung der Familienpolitik gibt.
Die multifaktoriellen Analysen – zu Verän-
derungen der Bildungs- und Erwerbsver-
läufe, Umstrukturierungen des Arbeits-
marktes und sozialen Kontextes, Fürsor-
gedilemmata im Alltag und Lebensverlauf,
Normalisierung von Brüchen in privaten
Beziehungen, neues Wissen über eine gute
Förderung des Nachwuchses einschließ-
lich der Bedeutung sorgender Väterlich-
keit – verweisen alle auf eine enge Ver-
knüpfung von Familien- mit Gleichstel-
lungspolitik (Abschnitt 5). Sie führen zum
Konsens, dass eine Familienpolitik, die in
ihrer Geld-, Zeit und Infrastrukturpolitik
weiter auf asymmetrische Geschlechter-
verhältnisse setzt, Probleme der Gesell-
schaft, nicht nur der Familien, forciert statt
sie zu lösen.

4
Lösungsansätze: Szenarien

Vor diesem Hintergrund werden im Sieb-
ten Familienbericht Szenarien entwickelt,
gerahmt vom Konzept nachhaltiger Fami-
lienpolitik sowie den Orientierungspunk-
ten „Flexibilität und Verlässlichkeit“. Nach-
haltigkeit meint hier zum einen eine lang-
fristige, kontinuierliche und verlässliche
Familienpolitik, zum anderen Rahmenbe-
dingungen, die es der nachwachsenden Ge-
neration ermöglichen, in Kinder zu inves-
tieren, Generationensolidarität zu leben
und Fürsorge für andere als Teil der eige-
nen Lebensplanung umzusetzen und dabei
der Dynamik und Vielfalt familialer Le-
benszusammenhänge gerecht zu werden
(Bertram et al. 2005).

Flexibilität und Verlässlichkeit sind
qualitative Leitlinien einer solchen Famili-
enpolitik, um auf die Besonderheit familia-
ler Bedarfe reagieren zu können. Denn Fa-
milienleben ist einerseits in besonderem
Maße auf den flexiblen Umgang mit Zeit
und Ressourcen angewiesen. Andererseits
aber ist ein Minimum stabiler Rahmenbe-
dingungen zwingend notwendig, damit so-
ziales Leben in Familien überhaupt zustan-
de kommt.
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Frauen zielende Sackgassenkonstruktionen
von Berufen sollen durch den Einstieg in
die Modularisierung beruflicher Bildung
verändert werden.

Die dritte Variante, das „Wunschzeiten-
modell“, zielt darauf, die Lebensspanne, in
der Kinderwünsche realisiert werden kön-
nen, durch verbesserte Infrastrukturange-
bote zu erweitern. Hier geht es sowohl um
die Möglichkeiten für junge Frauen bei-
spielsweise ihre Ausbildung und das Groß-
ziehen von Kindern besser kombinieren zu
können, was im Übrigen auch die Gebur-
tenrate erhöhen könnte. So belegen eu-
ropäische Studien, dass Mütter umso mehr
Kinder gebären, je jünger sie bei der Erst-
geburt sind (Ruckdeschel 2004). Aber auch
eine biografisch späte Mutter-/Vaterschaft
im Anschluss an eine kontinuierliche und
intensive Vollzeitberufstätigkeit soll unter-
stützt werden.

4.2 SZENARIO INFRASTRUKTUR

Das zweite Szenario bezieht sich auf Infra-
strukturen für Familien, also auf das Netz
familiennaher Institutionen wie Schule,
Geschäfte, Behörde etc., deren Organisa-
tion mit den Bedarfen von Familien – sei es
als Eltern oder Arbeitnehmer – abzustim-
men ist. Auch hier wird ein Perspektiven-
wechsel vollzogen: Eltern werden nicht als
Nehmende, sondern als Investoren in den
sozialen Nahraum betrachtet, die neue
Entwicklungen anstoßen und realisieren
wie z. B. Wohn- und Arbeitsformen, in de-
nen Leben und Arbeiten für die verschie-
denen Generationen näher zusammenge-
bracht werden. Hierfür wäre die Stadtent-
wicklungs- und Gewerbeansiedlungspoli-
tik umzuorientieren.

Im Hinblick auf Kinderbetreuung geht
es um passfähigere und flexiblere Angebo-
te sowie um neue Verbundsysteme der Kin-
derbetreuung, die Einrichtungen, Tages-
pflege, Initiativen und Ehrenamt zu einem
gelingenden und qualitativ hochwertigen
Ganzen zusammenbinden. Dies geschieht
keinesfalls nur im Sinne einer besseren 
Vereinbarkeit für Eltern, sondern auch für
eine bessere Förderung von Kindern in
kleiner werdenden und zunehmend belas-
teten Familien. Neue Strukturen und Mi-
schungen sind zu entwickeln, die über die
klassische Institutionenlogik ebenso hin-
ausgehen wie über die abgegrenzten Hand-
lungslogiken von Professionellen, Semi-
professionellen und Laien. Beispiele gibt es
bereits: Die sogenannten Familien- oder

Eltern-Kindzentren und neuerdings auch
die Mehrgenerationenhäuser. Sie bieten –
idealtypisch – eine Vielfalt von Hilfen, Be-
ratung, Bildung, Information und Kom-
munikation für alle Generationen an ei-
nem Ort. Sie sind mehr als die Summe von
Angeboten, sie haben ein Konzept, das sich
auf die besonderen Bedarfe der Region, der
Kommune und des Viertels richtet und
auch die Schwellen für schwer erreichbare,
sozial benachteiligte Zielgruppen senkt.
Ein weiteres Element ist der Ausbau fami-
liennaher Dienstleistungen, der das Leben
von Familien erheblich erleichtern kann –
wenn sie die Nutzung bezahlen können.
„Mehr Familie durch weniger Familie“
durch den Ausbau von Infrastruktur – dies
ist ein Konzept, das zwar das besonders
deutsche Privatheitsdogma irritiert, aber in
anderen Ländern zum Gedeihen von Fa-
milien beiträgt.

4.3 SZENARIO GELD

Damit ist das dritte Szenario „Geld“ im
Blick. Geld ist eine unverzichtbare Res-
source, um in einer Marktgesellschaft zu
überleben, aber auch, um die besonderen
Belastungen von Familien zumindest teil-
weise zu kompensieren. Wenig bekannt ist,
dass Deutschland im Hinblick auf die fi-
nanzielle Förderung von Familien im eu-
ropäischen Vergleich sogar etwas über dem
Durchschnitt liegt. Deshalb geht es weniger
um mehr Geld für Familien als um seine
passgenaue Verteilung an spezifische Grup-
pen zu kritischen Zeitpunkten in Familien-
phasen. Hierfür wird angedacht, durch ei-
ne Familienkasse die derzeit herrschende
Zersplitterung in den Zuständigkeiten für
einzelne familienpolitische Maßnahmen
und ihre Intransparenz zu beseitigen. Die
Familienkasse soll zum einen den Zugang
zu Leistungen vereinfachen, indem Fami-
lien einen zentralen Ansprechpartner ha-
ben. Zum anderen soll sie die finanzielle
Förderung von Familien institutionell stär-
ken. Weitere Diskussionspunkte sind: Die
Vereinfachung des Systems steuerlicher
Leistungen für Familien sowie das einkom-
mensabhängige Elterngeld, das bereits zum
1.1.2007 eingeführt wurde und das die
zunächst vielfältig diffamierten Vätermo-
nate regelt.1

5
Der Siebte Familienbericht:
Feministische Familien-
politik oder konservativer
Feminismus? 

Alle drei Szenarien sind, wenn auch in un-
terschiedlicher Weise, relevant für eine bes-
sere Gleichstellung der Geschlechter: Direkt
durch die Zielsetzung des Zweiverdiener-
Fürsorge-Modells für beide Geschlechter
bei der Neugestaltung von Arbeits- und All-
tagszeit sowie der Lebensverläufe. Auch die
Betonung der Rolle des fürsorglichen Vaters
ist hier relevant. In eher indirekter, ge-
schlechtsneutraler Weise wirken Infrastruk-
turen, die den Alltag für Eltern erleichtern,
und die passgenauere Lenkung von finan-
ziellen Transferleistungen für Familien.

Eine derartige Fokussierung der Politik
auf Familie lässt sich schwerlich als anti-
feministisch bezeichnen, zumal die Wün-
sche und Einstellungen junger Frauen und
Männer sich nach wie vor und sogar zu-
nehmend positiv auf Familie, Kinder und
Liebe richten (Cornelißen 2006). Ein Fünf-
tel der jungen Frauen setzt vorwiegend auf
Familie, ein zweites Fünftel vorwiegend auf
Beruf (Hakim 2003; Keddi et al. 1999), drei
Fünftel wünschen sich ihre Verbindung;
allerdings können sich diese Verteilungen
im Lebenslauf verschieben, sie sollten also
nicht statisch gesetzt werden. Die vorge-
schlagenen Maßnahmen beziehen sich
schwerpunktmäßig auf diese drei Fünftel
sowie auf die Öffnung fürsorgeorientierter
Lebensmodelle auch für Männer. Für
Deutschlands Familienpolitik stellt dieser
Bericht aufgrund der Integration gleich-
stellungsrelevanter Aspekte eine kleine Re-

1 Diese Regelung hat den Anteil aktiv betreuender
Väter bis zum 15.8.2007 im Bundesdurchschnitt
bereits von 3,5 auf 8,5 % erhöht (BMFSFJ 2007).
Allerdings ist die Elternzeit ohne eine an das erste
Lebensjahr des Kindes anschließende ausreichen-
de öffentliche Kinderbetreuung und ohne reali-
sierbare Arbeitsplatzgarantien für Eltern ein zahn-
loser Tiger, sie kann sogar im Hinblick auf Ge-
schlechtergerechtigkeit einen „backlash“ nach
sich ziehen. Bislang sind die Fortschritte beim Aus-
bau der Betreuung für unter Dreijährige noch sehr
mäßig, für nur 8 % der unter Dreijährigen in West-
deutschland gab es 2006 Betreuungsplätze in Ein-
richtungen oder Tagespflege (DJI 2007). Dies ver-
teilt sich zudem auf die westlichen Bundesländer
sehr unterschiedlich, manche ländlichen Regionen
sind völlig unterausgestattet.
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volution dar, wird doch endlich mit dem
kulturell lange gültigen Muster der guten
verhäuslichten Mutter gebrochen. Viel-
leicht liegt der größte Gewinn des Fami-
lienberichts darin, dass er zur Akzeptanz
der kulturellen Sozialfigur der erwerbstäti-
gen Mutter beiträgt und hierfür fundierte
strukturelle Vorschläge unterbreitet. Wür-
de der im Familienbericht vorgeschlagene
Weg konsequent und mit Hilfe konkreti-
sierter Maßnahmebündel verfolgt, so
könnte die im Vergleich zu vielen europäi-
schen Ländern offensichtliche Modernisie-
rungslücke der deutschen Familienpolitik
ein Stück weit geschlossen werden.

Zugleich werden hier die Grenzen des
emanzipatorischen Ansatzes des Familien-
berichts deutlich. Sie sind erstens darauf
zurückzuführen, dass neben den fürsorge-
bezogenen Schnittmengen von Gleichstel-
lungs- und Familienpolitik zu Recht deut-
liche Unterschiede zwischen ihnen beste-
hen bleiben (Jurczyk 1993). Die fortbeste-
hende soziale Ungleichheit von Frauen –
z. B. in der Lohnlücke von ca. 25 %, ihre
niedrigere Position im beruflichen und ge-
sellschaftlichen Statusgefüge (Cornelißen
2005), die Gewalt gegen Frauen und ande-
res mehr – verweisen auf Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts und nicht auf-
grund der Einbindung von Frauen in Für-
sorgearbeit.

Zum zweiten bleibt in dem Bericht die
Vielfalt weiblicher Lebensentwürfe verengt
auf ein Leben in Fürsorgebeziehungen,
wenn auch nicht mehr ausschließlich auf
die sogenannte Normalfamilie fokussiert.
Dieser Blickwinkel verdankt sich zwar der
Themenstellung des Berichts als Familien-
bericht, in den anschließenden öffentlichen
Debatten wird jedoch Familie zum Wert an
sich; der Sinn eines Lebens ohne Kinder
(und Mann) und die positive Besetzung
anderer Lebens- und Beziehungsformen
geraten allzu leicht aus dem Blick (Eckart

2007). In diesen beiden Aspekten liegt die
eigentliche Gefahr der derzeitigen Un-
gleichgewichtigkeit von Gleichstellungs-
und Familienpolitik. Der „konservative
Feminismus“, der der derzeitigen Familien-
und Frauenministerin unterstellt wird
(FAZ.Net 2007), hat in dieser latent nor-
mativen Zuspitzung seine berechtigte Wur-
zel, ist allerdings nicht im Bericht angelegt.

Drittens zeigen sich Mängel, die nur
durch eine feministische Familienpolitik
zu beheben wären, die über Gleichstellung
und Emanzipation von Frauen hinausgeht
(Stolz-Willig 2004). Feministische Fami-
lienpolitik umfasst stets Herrschaftskritik,
d.h. Kritik an Hierarchien und Ungleich-
heiten unterschiedlicher Art. Schwachstel-
len hat der Bericht deshalb dort, wo es um
die ökonomische Abhängigkeit von Frauen
geht, die auch durch deren erweiterte Teil-
habe im Rahmen von Teilzeitarbeit nicht
wirklich behoben wäre. Über den Bericht
hinausgehende Forderungen wären im
Szenario „Geld“ deshalb bspw. die konse-
quente Einführung der Individualbesteue-
rung nach skandinavischem Modell und
die steuerrechtliche De-Privilegierung der
Ehe (Mückenberger et al. 2007; Spangen-
berg 2005), aber auch Vorschläge zu einer
konsequenteren Verbesserung der Situa-
tion Alleinerziehender. In der Fokussie-
rung auf das Zweiverdiener-Fürsorgemo-
dell geht dies – wenig überraschend – ver-
loren. Zudem – auch hier wären die beiden
Szenarien Infrastruktur und Geld weiter zu
entwickeln – ist der Blick auf Familien von
einer latenten Mittelschichtorientierung
geprägt. Zwar werden die häufig mit Mi-
grationshintergrund verbundenen Ar-
mutsrisiken von Familien im Bericht kri-
tisch analysiert, sie sind aber kaum Gegen-
stand von Vorschlägen. Jedoch ist die wach-
sende, auch regional fassbare, soziale
Ungleichheit zwischen Arm und Reich und
die damit verbundene Polarisierung zwi-

schen privilegierten und de-privilegierten
Familien (Zeitschrift für Familienfor-
schung 2005) – auch in ihren Folgen für die
kognitive, gesundheitliche, emotionale und
soziale Entwicklung von Kindern (Sann/
Thrum 2005) – eine mindestens ebenso
große gesellschaftliche Herausforderung
wie der demografische Wandel.

Feministische Familienpolitik müsste
entlang des Ansatzes der Intersektionalität
(Crenshaw 1994) solche Ungleichheits-
dimensionen auch in ihrer wechselseitigen
Überlagerung zum Ausgangspunkt neh-
men.

Der Siebte Familienbericht ist ein Bei-
trag zum Abbau sowohl des Antifeminis-
mus der Familienpolitik als auch des Anti-
familialismus der Frauengleichstellungs-
politik. Damit kann das in Deutschland
stets umstrittene Thema Familie einen
Normalisierungsschub jenseits von konser-
vativen oder links-feministischen Ideolo-
gien erfahren. Überdies würde die Umset-
zung des Leitbildes einer geschlechter- und
generationengerechten Familie zu einer
Annäherung an europäische Nachbarlän-
der führen.

Ein weiteres Problem allerdings bleibt:
Denn selbst die noch in weiter Ferne be-
findliche Realisierung des egalitären Zwei-
verdiener-Fürsorgemodells kann nur der
notwendige Ausgangspunkt für neue Uto-
pien gerechter Lebenschancen und für ein
„gutes Leben“ sein. Wir müssen darauf
achten, dass das vorgeschlagene Modell an-
gesichts einer immer dominanter werden-
den marktförmigen Arbeitsgesellschaft
wenn auch nicht zur Ulrich Beck’schen Vi-
sion von vollmobilen Single-Arbeitsmona-
den (Beck 1986), so dann doch zur schlech-
ten Realität der von Arlie Hochschild (2002)
geschilderten vollflexiblen überarbeiteten
Elternpaare führt. Ein solcher Preis für die
Überwindung traditioneller und unge-
rechter Lebensformen wäre (zu) hoch.
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